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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Januar 1959 

12 — 65304 — 5085/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat die 

Neunzehnte Verordnung über Zolltarifände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 

am 27. Dezember 1958 erlassen. Die Verordnung ist am 30. De- 
zember 1958 im Bundesgesetzblatt II S. 769 verkündet worden 
und mit Wirkung vom 31. Dezember 1958 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 
vom 24. November 1955 (BGBl. I S. 728) in der Fassung des 
Zolltarif gesetzes vom 27 Juli 1957 (BGBl. I S. 1395) einen Ver- 
ordnungsentwurf nebst Begründung mit der Bitte, die Zustim- 
mung des Deutschen Bundestages nach § 49 Abs. 2 des Zoll- 
gesetzes in der Fassung des Fünften Zolländerungsgesetzes 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1671) herbeizuführen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf einer Neunzehnten Verordnung 
über Zolltarifänderungen zur Durdiführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 728) in der Fassung des § 4 des 
Zolltarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 751) verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben wordep ist, mit Zustimmung des 
Bundestages; 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1959 (Bundesgesetzbl. 

1958 II S. 751) wird mit Wirkung vom 1. Januar 

1959 wie folgt geändert: 

1. Die Vorschrift 7 zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) erhält folgende Fassung: 

7. Zollkontingent der Tarifnr. 73.15 

Der ermäßigte Zollsatz von 4^/0 des Wertes für Waren aus legiertem 
Stahl mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,90 bis 1,15 Gewichtshundert- 
teilen, an Chrom von 0,50 bis 2 Gewichtshundertteilen, auch mit einem 
Gehalt an Molybdän von 0,50 Gewichtshundertteilen oder weniger (Wälz- 
lagerstahl) der Tarifnr. 73.15 -B -4 -b - 1 (Anmerkung), 2 (Anmerkung), 3-a 
und b (Anmerkung) und B-5-a (Anmerkung) gilt für eine Gesamtmenge 
von 3000 t je Kalenderhalbjahr. 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Zollstellen zulässig. 


2. In der Tarifnr. 73.61 (Roheisen usw.) erhält der Absatz A folgende Fassung: 

A- Hämatitroheisen (einschließlich Stahlroheisen) und phosphorhal- 
tiges Roheisen (einschließlich Ferrophosphor) © 


frei 
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3. In der Tarifnr. 73.08 (Warmbreitband usw.) treten folgende Änderungen ein: 

a) In den Absätzen A-1 und A-2 wird in der zweiten Zollsatzspalte die Angabe „frei" jeweils dutch 
den Zollsatz „5" ersetzt. 

b) Am Schluß der Tarifnummer wird folgende Anmerkung angefügt: 


Anmerkung zu Tarifnr. 73.08 -A-1 


Warmbreitband in Rollen, nicht plattiert, mit einer Breite von weniger als 


1,5 m, bis zu einer Gesamtmenge von 60 000 t in der Zeit vom 1. Januar 


1959 bis 30. Juni 1959 * . . . 

— 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 


bestimmenden Zollstellen zulässig. 



4. In der Tarifnr. 73.15 (Qualitätskohlenstoffstahl und legierte Stähle usw.) erhält im Absatz B-6-a-l 
(Elektrobleche usw.) die Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 -B- 6- a- 1 folgende Fassung: 


Anmerkung zu Tarifnr. 73.15-B -6- a- 1 


Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von 0,75 Watt oder 


weniger je kg, unabhängig von ihrer Dicke, bis zu einer Gesamtmenge von 


3500 t je Kalenderhalbjahr . 

— 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 


bestimmenden Zollstellen zulässig. 
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§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1) in Verbindung mit § 2 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl) vom 24. November 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) und § 5 des Zoll- 
tarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 751) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Neunzehnte 
Verordnung über Zolltarifänderungen zur Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes der Europäi- 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 27. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. II S. 769) außer Kraft. 


Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl in Luxemburg hat der Bundes- 
republik Deutschland für das erste Kalender-Halb- 
jahr 1959 ein Zollkontingent für Wälzlagerstahl zu 
dem ermäßigten Zollsatz von 4 Vo des Wertes zuge- 
standen. Die Höhe des Kontingents wurde auf An- 
trag Deutschlands auf 3 000 t (erstes Halbjahr 1958 
4 000 t, zweites Halbjahr 1958 3 000 t) festgesetzt. 

Zu § 1 Nr. 2 

1. Stahlroheisen wird in der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl nunmehr in einem Um- 
fang hergestellt, daß der Bedarf aus eigener Erzeu- 
gung gedeckt werden kann. Aus diesem Grunde und 
im Hinblick auf das übergroße Angebot von Stein- 
kohle kann die Anwendung des Zollsatzes für Stahl- 
roheisen nicht mehr länger ausgesetzt bleiben. 

2. Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl in Luxemburg hat deshalb be- 
schlossen, ab 1. Januar 1959 die Suspendierung des 
Zollsatzes für Stahlroheisen aufzuheben. An die 
Stelle der bisher zeitweilig gewährten Zollfreiheit 
tritt damit für Stahlroheisen am 1. Januar 1959 der 
harmonisierte Zollsatz von 3 ®/o des Wertes. 

Zu § 1 Nr. 3 

1. Warmbreitband, nicht plattiert, wird in der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl nun- 
mehr in ausreichender Menge hergestellt. Deshalb 
kann die Anwendung der Zollsätze für nicht plat- 
tiertes Warmbreitband nicht mehr länger ausge- 
setzt bleiben. 

2. Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl in Luxemburg hat dementspre- 
chend beschlossen, für nicht plattiertes Warmbreit- 
band ab 1. Januar 1959 die Suspendierung der Zoll- 
sätze aufzuheben. An die Stelle der bisher zeitweilig 
gewährten Zollfreiheit treten damit für nicht plat- 


tiertes Warmbreitband die harmonisierten Zollsätze 
von jeweils 5 Vo des Wertes. 

3. über den 1. Januar hinaus bestehen privatwirt 
schaftliche Lieferverträge für Warmbreitband, nicht 
plattiert, mit einer Breite von weniger als 1,5 m. 
Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl in Luxemburg hat — um die lang- 
fristig abgeschlossenen Lieferverträge nicht sofort 
mit dem Zollsatz von 5 Vo des Wertes zu belasten 
— als Übergangsmaßnahme der Bundesrepublik 
Deutschland für derartiges Warmbreitband die Ein- 
richtung eines Zollkontingents in Höhe von 60 000 t 
zu einem ermäßigten Zollsatz von 3 ^/o des Wertes 
für die Zeit vom 1. Januar 1959 bis 30. Juni 1959 
gestattet. 

Zu § 1 Nr. 4 

Menge und Güte der in der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl erzeugten Elektrobleche 
mit einem Ummagnetisierungsverlust von 0,75 Watt 
oder weniger je kg ist gestiegen. Der Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
in Luxemburg hat deshalb beschlossen, die den ein- 
zelnen Staaten für das zweite Halbjahr 1958 ge- 
währten zollfreien Kontingentsmengen für das erste 
Halbjahr 1959 herabzusetzen. Auf Antrag wurde der 
Bundesrepublik Deutschland zur Deckung ihres Be- 
darfs im ersten Halbjahr 1959 jedoch die gleiche 
Menge zugestanden, die ihr auch im zweiten Halb- 
jahr 1958 — 3 500 t — bewilligt worden war. Das 
Zollkontingent für die Bundesrepublik Deutschland 
betrug im ersten Halbjahr 1958 5 000 t. 

Zu § 1 Nr. 1 bis 4 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Beschlüsse 
des Ministerrats der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 25. November 1958 im Deut- 
schen Zolltarif zu verwirklichen. Durch die vor- 
liegende Verordnung wird der Deutsche Zolltarif 
1959 dementsprechend geändert. 
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